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I. Verfassungsrechtliche Vorgaben
Zu den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums im Sinne von
Art. 33 Abs. 5 GG zählt die Garantie der einmal erlangten Rechtsstellung
gegenüber Eingriffen der Verwaltung'. § 59 BRRG formuliert diese Ver-
bürgung dahingehend aus, daß der Beamten-Status ,;unter anderen Vor-
aussetzungen oder in anderen Formen als denen, die in diesem Gesetz
bestimmt oder zugelassen sind , nicht verändert werden" dürfe. Insbeson-
dere die Voraussetzungen für eine Beendigung des (aktiven) Beamten-
verhältnisses müssen daher abschließend in förmlichen (Bundes- oder
Landes-) Gesetzen geregelt sein. Die Vorschriften über Entlassung (Zur-
Ruhe-Setzung) und Verlust der Beamtenrechte sowie über eine Entfer-
nung aus dem Dienst (bzw. eine Aberkennung des Ruhegehalts) nach
Durchführung eines förmlichen Disziplinarverfahrens haben wiederum
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Rechnung zu tragen, der für jede
(belastende) staatliche Maßnahme gilt und daher auch die Beendigung
der Beamtenstellung gegen den Willen der betr. Person nur beim Vorlie-
gen gewichtiger Gründe gestattet . Dies gilt umsomehr, als es in der Sache
um eine Schrankenbestimmung in bezug auf Eigentumspositionen (im
Sinne von Art. 14 Abs . I S.2 GG) geht: Auch wenn nämlich die dem
Beamten geschuldete Alimentation noch als Entgelt, als Entlohnung für
konkrete Dienste zu verstehen ist, so macht doch ihre Ausgestaltung
durch den Gesetzgeber, vor allem aber die Einschränkung des § 73BBG2,
deutlich, daß das vermögenswerte subjektive öffentliche Recht aufBesol-
dung und Versorgung (§§ 79 S. I, 83, 85 BBG) wesentlich auf die eigene
Leistung des Beamten gegründet wird". Nur angemessene, erforderliche
und geeignete Eigentumsbindungen können vor der Verfassung Bestand
haben, auch dort, wo Art. 33 Abs. 5 GG als Sondervorschrift den Art. 14
GG zurückdrängt".
Il, Disziplinarische Ahndung
1. In unterschiedlichen Formen
Aktive (Bundes-)Beamte können wegen eines während ihres (wirksam
begründeten) Beamtenverhältnisses begangenen Dienstvergehens (§ 77
Abs.l BBG) aus dem Dienst entfernt werden, §§5 Abs.l, 11 Abs.l, 1
Abs . 1,2 Abs. 1 Nr. 1 BDO i. V. m, §§ 1, 2 BBG. Diese schärfste Diszipli-
narmaßnahme ist nur aufgrund eines vorangegangenen förmlichen Diszi-
plinarverfahrens zulässig und wird durch (End-)Urteil des Bundesdiszipli-
nargerichts (s. §§42ff. BDO) oder des als Berufungsinstanz (§ 80 BDO)
amtierenden Bundesverwaltungsgerichts (Disziplinarsenat, s. § 55 BDO)
ausgesprochen. Besteht freilich im Zeitpunkt des Endes der (grundsätz-
lich nicht-öffentlichen, §73 BDO) mündlichen Gerichtsverhandlung das
Beamtenverhältnis nicht mehr, etwa weil der Beamte gestorben ist oder
auf eigenen Antrag hin entlassen wurde, so darf das Verfahren allerdings
nicht fortgeführt werden; es ist vielmehr einzustellen, §§76 Abs. 3, 85
Abs .l NI. 2 i.V. m. 64 Abs. 1 BDO.
Probe- und Widerrufs-Beamte (§ 5 Abs. 1 NI. 2 und Abs. 2 BBG), denen Andere aktive Beamte
gegenüber nur eine im nicht-förmlichen Verfahren zu treffende Diszipli-
narverfügung ergehen darf (§§ 5 Abs. 3, 29 Abs. 1 BDO) , sind von fristlo-
ser Entlassung (s. §§31 Abs.4, 32 Abs. 1 S.2 BBG) bedroht, wenn sie
gravierenderer Dienstvergehen überführt sind". Wie §3 BDO, so sieht .
auch §31 Abs. 1 NI. 1 (und § 32 Abs.l S.I) BDO freilich Ermessen vor:
Liegt mithin ein Dienstvergehen nicht vor oder kann dies nicht eindeutig
festgestellt werden, so darf weder eine disziplinarische Ahndung noch
eine Entlassung erfolgen (erste Stufe, das "Ob" der Maßnahme). Nur
wenn der Sachverhalt im Sinne eines fehlerhaften Verhaltens erhellt ist-
bei Probe- und Widerrufs-Beamten muß zu diesem Zweck eine der Unter-
suchung im förmlichen Disziplinarverfahren ähnliche Abklärung stattfin-
den (§ 126 BDO) - , greift auf einer zweiten Stufe das Opportunitätsprin-
zip Platz (im Hinblick auf das "Wie" der Reaktion) .
Ruhestandsbeamte schließlich - wie auch manche frühere Beamte (§ 1 Besonderheiten beim
Abs .2 BDO) - können lediglich ihres Ruhegehalts verlustig gehen (§ 12 Ruhestandsbeamten
Abs.2, s. a. §13 BDO). Der für eine solche Maßnahme maßgebliche
Vorfall muß nicht notwendig (nur) im Zeitraum nach der Umformung des
betr. Beamtenverhältnisses stattgefunden haben. Insoweit unterliegt der
Pensionär nämlich nurmehr einigen wenigen, abschließend in §77 Abs. 2
BBG aufgeführten Beamten-Pflichten. Die Aberkennung des Ruhege-
halts - und nicht etwa die Entfernung aus dem Dienst - kommt vielmehr
auch bei Dienstvergehen in Betracht, die bereits früher, noch während
des (aktiven) Beamtenverhältnisses, begangen wurden (§ 2 Abs. 1 NI. 2a)
BBG)6.
2. Kein totales Wiederverbeamtungsverbot
Mit der Entfernung aus dem Dienst verknüpft ist vor allem der Verlust der Rechtsfalgen
Beamtenrechte (§ 11 Abs. 1 BBG); freilich entfallen auch die Pflichten,
soweit deren Fortbestand über die Status-Beendigung hinaus nicht aus-
drücklich angeordnet wird, wie in §61 Abs.l S.1 und Abs. 3 S.1 BBG.
Mit Ende des Monats, in dem das Disziplinar-Urteil rechtskräftig wird,
unterbleibt die weitere Zahlung der Dienstbezüge, § 117 Abs.7 BDO.
Eingebüßt wird mit Eintritt der Rechtskraft, also mit Verstreichen der
einmonatigen Berufungsfrist nach §80 Abs. 1 S. 1 BDO oder aber mit
Verkündung des BVerwG-Urteiis (§ 90 Hs. 2 BDO), die Befugnis, die
Amtsbezeichnung (§ 81 BBG) und die im Zusammenhang mit dem Amt
verliehenen Titel zu führen? sowie die Dienstkleidung (vgl. §76 BBG) zu
tragen.
Der Ruhestandsbeamte büßt zwar lediglich die Versorgungsbezüge (§§ 2
Abs .l Nr. 1, 4ff. BeamtVG) ein. Auch auf seine (künftigen) Erben wirkt
sich aber die Disziplinarmaßnahme dahin aus, daß keine Ansprüche aus
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der Hinterbliebenenversorgung (§§ 16ft. BeamtVG) mehr entstehen, § 12
Abs.2 S. 2 BDO. Aktive wie Ruhestandsbeamte werden darüber hinaus
in allen Ämtern betroffen, die sie im unmittelbaren oder mittelbaren
Bundesdienst (§ 2 Abs, 2 BBG) bekleiden bzw. zur Zeit des Eintritts in
den Ruhestand innegehabt haben, §§ 11 Abs. 2,12 Abs. 2 S. 3 BD08•
Nach Maßgabe der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu § 11 BDO soll
der ausgesondert e Beamte auch nicht mehr als Angestellter oder Arbeiter
im Bundesdienst verwendet werden" , Eine gesetzliche Regelung, nach
welcher die Fähigkeit, erneut eingestellt (§ 3 BVL) werden zu können ,
zumindest für eine gewisse Zeitdauer entfiele , gibt es aber nicht , anders
als im Falle einer Gewerbeuntersagung nach § 35 Abs. 6 GewOIO• Jedoch
kann die Ernennung zur (erneuten) Begründung eines Beamtenverhält-
nisses (§ 6 I Nr. 1 BBG) zurückgenommen werden, wenn der nach § 10
BBG zuständigen Stelle nicht bekannt war , daß der Ernannte in einem
Disziplinarverfahren aus dem Dienst entfernt oder zum Verlust der Ver-
sorgungsbezüge verurteilt worden war, § 12 Abs. 2 Nr. 2 BBG.
3. Straftaten als Dienstvergehen
Nicht jedes Dienstvergehen oder als ein solches geltendes pflichtwidrige
und schuldhafte Verhalten stellt zugleich eine Straftat oder doch eine
Ordnungswidrigkeit nach § 1 OwiG dar. Umgekehrt kann freilich krimi-
nelles Unrecht inner- wie außerhalb des Dienstes kaum einmal noch als
Verhalten gewürdigt werden, welches "der Achtung und dem Vertrauen
gerecht werde, die (der) Beruf (eines Beamten) erfordert" (§54 S.3
BBG)ll. Dabei ist es auch nicht weiter bedeutsam, ob der Straftäter ein
allgemeines oder aber (wenigstens) ein (unechtes) Amts-Delikt verübt
hat ; als .Arnrsträger" im Sinne vom § 11 Abs. 1 Nr. 2a) StGB12 treffen ihn
jedenfalls auch die zuletzt genannten Sanktionen. Die "reinigende Funk-
tion" des Disziplinarrechts kann auch dann zum Tragen kommen, wenn
die Tat keinen spezifischen Dienstbezug aufweist . Allerdings setzt die
Höchstmaßnahme die Feststellung voraus , der betreffende Beamte sei
absolut untragbar, so daß auch die Herabsetzung als die schärfste erziehe-
rische Reaktion (§ 10 BDO) kein zwecktaugliches Mittel mehr ist".
III. Verlust der Beamtenrechte
1. Zum Vorrang des Straf(verfahrens)rechts
Eine Entfernung aus dem Dienst wegen eines (auch) als Dienstvergehen
zu erachtenden, strafbaren Verhaltens scheidet jedoch aus, wenn die
Voraussetzungen des § 48 BBG vorliegen; für die Aberkennung des Ru-
hegehalts gilt Ähnliches nach § 59 BeamtVG. Zwar könnte sogar noch
nach der Erhebung der öffentlichen Klage im strafgerichtliehen Verfah-
ren - regelmäßig also der Übermittlung der Anklageschrift durch die
Staatsanwaltschaft an das zur Entscheidung über die Eröffnung des
Hauptverfahrens zuständige Gericht - ein Disziplinarverfahren eingelei-
tet, es könnten Vorermittlungen (§ 26 BDO) aufgenommen werden. Al-
lerdings muß auf jeden Fall nach § 17 Abs. 1 BDO dessen Aussetzung bis
zur Beendigung des Strafverfahrens erfolgen. Solch' ein Vorrang des
strafgerichtliehen Verfahrens" führt dann, wenn sämtliche Tatbestands-
merkmale des §48 BBG gegeben sind, notwendig zur Einstellung eines
bereits angelaufenen Disziplinarverfahrens, gern. § 27 Abs . 1, § 64 Abs. 1
Nr. 3 oder 4 bzw. § 76 Abs. 3 BDO; die an sich verwirkte Disziplinarmaß-
nahme darf nicht mehr ausgesprochen werden.
2. Allgemeine Beendigungsvoraussetzungen
Im einzelnen setzt § 48 BBG voraus:
a) ein wirksam zustandegekommenes Beamtenverhältnis. Eine aufgrund Der Beamte muß rechts-
von § 11 Abs.2 Nr.3 BBG nichtige Ernennung erfüllt diese Vorausset- kräftig verurteilt sein
zung ebensowenig wie ein rechtswidriger Begründungsakt, der zurückge-
nommen werden muß (s. § 12 Abs. 1 Nr. 2) oder kann (s. § 12 Abs. 2 Nr. 2
BBG). Erfolgt diese Aufhebung freilich nicht innerhalb der Sechs-Mo-
nats-Frist des § 13 Abs .2 S.l BBG, so ist auch im Innenverhältnis zwi-
schen dem betr. Beamten und seinem Dienstherrn von einem rechtswirk-
samen Beamtenverhältnis auszugehen" :
b) ein noch fortbestehendes, nicht durch andere Beendigungsgründe (s.
§6 Abs. 3 BBG) bereits gelöstes Beamtenverhältnis. Der Eintritt in den
Ruhestand (s. § 6 Abs . 4, §§ 35ff. BBG) läßt ebenfalls den Tatbestand des
§ 48 BBG entfallen; statt dessen kann jedoch § 59 BeamtVG eingreifen;
c) das Urteil eines deutschen Gerichts im Geltungsbereich des BBG, d. h.
im Bundesgebiet, welches auf der Grundlage eines den Vorschriften der
Strafprozeßordnung gemäßen, "ordentlichen" Strafverfahrens getroffen
wurde und das Rechtskraft erlangt (hat) . Formell mit Rechtsmitteln nicht
mehr angreifbar sind End-Entscheidungen entweder nach Verstreichen
der Berufungs- (§ 314 StPO) bzw, Revisionsfrist (§ 341 StPO) oder aber,
wenn sie vom konkret letztinstanzliehen Gericht gefällt werden, mit ihrer
Verkündung.
3. Besonderheiten bei § 48 5.1 BBG
Im Fall des § 48 S. 1 BBG muß das Urt eil zudem Zeitlicher Aspekt
ein Mindest-Strafrnaß erreicht haben. Die auf Freiheitsstrafe gern. §§ 38f.
StGB lautende Rechtsfolge darf im allgemeinen nicht weniger als 1Jahr
Haft betragen". Diese Dauer stimmt zwar mit der regelmäßigen Ober-
grenze für eine Strafaussetzung zur Bewährung überein (§ 56 Abs. 1
StGB). Jedoch bleibt für den Verlust der Beamtenrechte grundsätzlich
außer Betracht, ob eine (Freiheits-)Strafe auch tatsächlich (vollständig)
verbüßt wird. Wenn daher nach Ablauf der Bewährungszeit ein Straferlaß
erfolgt (§ 56g Abs. 1 S. 1 StGB), so werden hiervon die Verurteilung wie
die sonstigen Deliktsfolgen nicht berührt".
Bei einigen Taten tritt die Beendigung des Beamtenverhältnisses kraft
Gesetzes bereits mit der Verurteilung zu mindestens 6 Monaten Freiheits-
strafe ein. In bezug genommen werden durch § 48 S. 1 Nr.2 BBG die
beiden ersten Abschnitte des Besonderen Teils des StGB, also §§ 80-92 b
Schuldforrn Vorsatz
Anknllpfung an
StGB-Rechtsfolge
Grundrechts-Mißbrauch
Doppelte Wirkung
sowie §§ 93-10la. Daß gerade bei derartigem "politischem" Fehlverhal-
ten ein Beamter eher Sanktionen gewärtigen muß, stellt sich als Konse-
quenz der Pflicht zur Verfassungstreue (§ 52 Abs. 2) und des Mäßigungs-
gebotes (§ 53 BBG) dar und ist daher nicht etwa als unzulässige Diskrimi-
nierung anzusehen.
b) Die Folgen aus § 48 S. 1 BBG treten aber weiterhin nur bei vorsätzlich
begangenen Straftaten (vgl. § 15 StGB) ein. Wenn daher ein Beamter
wegen fahrlässiger Tötung (§ 222 StGB), fahrlässiger Brandstiftung (§ 309
StGB) oder auch wegen fahrlässiger Gefährdung des Straßenverkehrs
(§ 315c Abs. 3 StGB) zu einer Freiheitsstrafe von über einem Jahr verur-
teilt würde - oder im Fall des § 97 Abs.2 StGB zu mehr als 6 Monaten
Haftl S - , so ist das zugrundeliegende Verhalten zwar kaum mit den
Anforderungen des § 54 S. 3 BBG in Einklang zu bringen, eine disziplina-
rische Ahndung also angezeigt. Diese bleibt aber auch noch möglich , weil
das Beamtenverhältnis bis auf weiteres fortbesteht.
4. Spezielle Voraussetzungen in weiteren Fällen
a) Gemäß § 48 S. 2 BBG endet ein Beamtenverhältnis ferner dann mit der
Rechtskraft des (Straf-)Urteils, wenn dem Beamten die Fähigkeit zur
Bekleidung öffentlicher Ämter aberkannt wird. Damit ist ein Bezug zu
dieser Nebenfolge einer Bestrafung hergestellt, deren Voraussetzungen
allgemein in §§ 45-45b StGB niedergelegt sind. Hierauf ist sogleich ,
unter IV. , zurückzukommen.
b) Der dritte Anlaß für den Verlust der Beamtenrechte schließlich liegt in
einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, nach welcher ein Be-
amter gemäß Art. 18 GG ein Grundrecht verwirkt hat, §§ 13 Abs. 1, 36ff.
BVerfGGI9. Da ein solcher Ausspruch nur bei mißbräuchlichem Einsatz
von Grundrechten zum Kampf gegen die freiheitliche demokratische
Grundordnung in Betracht käme, wird auch mit dieser Möglichkeit bloß
auf die fehlende Loyalität des Beamten reagiert. Die Aberkennungsfolge
ist nicht zwingend (§ 39 Abs .2 BVerfGG) und kann überdies zeitlich
begrenzt werden (s. Abb.l ebd .). Somit ist hier ebenfalls keine unge-
rechtfertigte Ungleichbehandlung von Beamten zu erkennen, ebensowe-
nig ein unverhältnismäßiger Eingriff.
IV. Strafrechtliche Nebenfolgen
1. Verlust und Aberkennung der Amtsfähigkeit
Nur das Straf-, nicht das Ordnungswidrigkeitsrecht kennt die Nebenfol-
gen des Verlusts und der Aberkennung der Amtsfähigkeit. Das StGB
definiert den Begriff des "öffentlichen Amtes" nicht ; er dürfte sich jedoch
weithin mit dem des Amtsträgers (§ 11 Abs. 1 Nr. 2) decken und jedenfalls
alle unmittelbaren wie mittelbaren Staatsbeamten umfasserr", Die Sta-
tusfolge ist dabei zweifacher Art: Zum einen beziehen sich § 45 Abs. 1 und
Abs . 2 StGB auf künftige Ernennungen und schließen diese bis auf weite-
res aus. Zudem verliert der Verurteilte im einen wie im anderen Fall
zugleich die entsprechende Rechtsstellung, die er innehat, büßt also den
Beamtenstatus ein (§ 45 Abs . 3 StGB)21. Die Wirkungen treten mit der
Rechtskraft des Strafurteils ein (§45a Abs .l StGB). Allerdings dauert
die Amtsunfähigkeit höchstens 5Jahre, vom Tage an gerechnet, an dem
die Freiheitsstrafe verbüßt, verjährt (§§79-79b StGB) oder erlassen ist, Endgültige Beendigung
§45a Abs . 2 S. 1 StGB. Bereits vor Ablauf dieser Zeit darf das Gericht die des Beamten-Status
verlorene Fähigkeit wieder verleihen (§ 45b StGB). Hierdurch wird aber
der frühere Beamtenstatus nicht etwa wiederhergestellt",
2. Unterschiede zwischen beamten- und strafrechtlichen Folgen
Die augenfällige Parallele zwischen §48 BBG und § 45 Abs.3 StGB bei der Schuldform
besteht darin , daß jeweils die Verurteilung zu einer bestimmten Freiheits-
strafe beamtenrechtliche Konsequenzen hat. Ein praktisch wenig bedeut- .
samer Unterschied ergibt sich im Fall des §45 Abs. 1 StGB daraus, daß
dort statt einer Vorsatz-Tat ein Verbrechen (§ 12 Abs .l, 3 StGB) gefor-
dert wird. Das geltende Recht kennt freilich keine fahrlässig begangenen
rechtswidrigen Taten, die im Mindestmaß mit Freiheitsstrafe von 1Jahr
oder darüber bedroht wären , so daß der Automatismus der strafrechtli-
chen Nebenfolge insoweit wohl völlig von der beamtenrechtlichen Sank-
tion überlagert wird". Von weitaus größerer Relevanz erscheint so § 45
Abs.2 StGB , auch wenn dort die Verhängung der "Nebenstrafe" in das
pflichtgemäße Ermessen des Gerichts gestellt wird. Denn das Gesetz sieht
des öfteren die Möglichkeit des Amtsverlustes vor. Auch dabei gibt es
beträchtliche Unterschiede. So erlangen etwa §92a und § 101 StGB we- in zeitlicher Hinsicht
gen der Übereinstimmung mit §48 S. 1 Nr. 2 BBG eigentliche Bedeutung
nur wegen der künftigen Amtsunfähigkeir". Hingegen würde im Falle des
§358 StGB ein Verlust des Beamtenstatus nicht automatisch eintreten,
denn keine der Alternativen des §48 BBG wäre einschlägig. Diese hieraus
resultierende Nebenfolge soll daher zum Schluß etwas näher in Augen-
schein genommen werden.
3. Aberkennung der Amtsfähigkeit bei Amtsdelikten
Gemäß §358 StGB kann die (künftige) Amtsfähigkeit ausgesprochen -
und damit zugleich (§45 Abs . 3 StGB) das bestehende Beamtenverhältnis
beendet - werden, wenn
a) eine Freiheitsstrafe von mindestens 6 Monaten verhängt wird. Ob der (Verkürzte) Mindest·
Verurteilte .Amtsträger" ist, spielt nur insofern eine Rolle, als ein dauer der Strafe
"unechtes" Amtsdelikt verübt wurde. Der nichtbeamtete Beteiligte wird
dann wegen §28 Abs.2 StGB nur unter den Voraussetzungen des §45
Abs. 1 StGB und lediglich mit Wirkung für die Zukunft betroffen". Ein
Beispiel hierfür böte etwa die Körperverletzung (im Amt) , §§223ff. (bzw.
§340) StGB .
Ferner ist eine Aberkennung einzig zulässig, wenn
b) die in §358 abschließend aufgeführten Straftaten begangen oder doch Katalog einschlägiger
versucht (§§22ff. StGB) wurden, jedoch auch im Falle der (versuchten, s. Straftaten
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§ 30 StGB) Teilnahme (§§ 26, 27 StGB) . Als Voraussetzung für die Ne-
benfolge kommen mithin in Betracht:
1. Bestechlichkeit, § 332 (ggf. i. V. m. § 335) StGB, nicht jedoch Beste-
chung (§ 334) und ebensowenig Vorteilsannahme (§ 331 StGB);
2. Rechtsbeugung, § 336 StGB, wie sie auch von beamteten Beisitzern
des Bundesdisziplinargerichts (s. § 49 BDO) verwirklicht werden
könnte;
3. Aussageerpressung, § 343 StGB ;
4. Verfolgung Unschuldiger , § 344 StGB;
5. (vorsätzliche) Vollstreckung gegen Unschuldige, § 345 Abs . 1 und 3
StGB.
Die für Nr. 3-5 maßgeblichen Tathandlungen können wiederum auch im
Rahmen der BDO bedeutsam werden - § 343 StGB (Abs. 1 Nr. 3) etwa
bei Vernehmungen gern. § 26 Abs. 2 BDO oder §§ 21 i. V. m. 25 BDO und
StP026; § 344 StGB (Abs. 2 S. 2 Nr. 2) z. B. in bezug auf ein Verhalten von
Disziplinarvorgesetzten (s. §§ 27ff. BDO) oder (Bediensteten) der Einlei-
tungsbehörde (vgl. §§ 33, 35 BDO); § 345 (Abs. 3 S. 2 Nr . 4) StGB schließ-
lich im Rahmen der §§ 117, 118 BDO.
In den sachlichen Anwendungsbereich des § 358 StGB fallen ferner
6. Falschbeurkundung im Amt, § 348 StGB;
7. Gebühren- (§ 352) und Abgabeüberhebung bzw. Leistungskürzung
(§ 353 StGB);
8. Vertrauensbruch im auswärtigen Dienst, § 353a StGB;
9. Verletzung des Dienstgeheimnisses (s. § 61 Abs . 1 BBG), nicht aber
auch besonderer Geheimhaltungspflichten, § 353b Abs . 1 StGB ;
10. Ver letzung des Post- und Fernmeldegeheimnisses, § 354 StGB 27;
11. Verletzung des Steuergeheimnisses, § 355 StGB;
12. Verleitung eines Untergebenen zu einer rechtswidrigen (Straf- )Tat ,
§ 357 StGB sowie endlich
die bereits erwähnte Körperverletzung im Amt, § 340 StGB.
c) Für die Dauer der Amtsunfähigkeit (2-5 Jahre) sind die allgemeinen
Grundsätze der Strafzumessung (§ 46 StGB) maßgebend'" , Sohin müssen
auch die Wirkungen, die von der Nebenfolge für das künftige Leben des
Täters (Noch-Beamten) in der Gesellschaft zu erwarten sind, berücksich-
tigt werden (§ 46 Abs . 1 S. 2 StGB) . Dies mag sich zunächst - also vorbe-
haltlich eines anschließenden Disziplinarverfahrens - für den Betroffenen
als günstig erweisen. Jedoch haben auch die "persönlichen Verhältnisse"
einschI. der beruflichen und sozialen Stellung des Täters ihr Gewicht (vgl.
§ 46Abs. 2 S. 2 StGB) und können unter Umständen strafschärfend wir-
ken, wenn gerade durch den Status für das verletzte Rechtsgut - die
korrekte Handhabung der hoheitlichen Befugnisse im Allgemeininteresse
- erhöhte Pflichten begründet werden oder eine innere Beziehung zwi-
schen dienstlichen Obliegenheiten und Straftat besteht. Grundsätzlich
vermögen solche Aspekte freilich für wie gegen den Beamten zu sprechen
(s. § 46 Abs . 2 S. 1 StGB)29 .
V. Straftaten als Anlaß von Maßnahmen außerhalb des Beamtenrechts
Letzten Endes erscheint jedoch die Feststellung angebracht , daß die Generelle Bedeutung
Verknüpfung von Straf- und Dienstrecht nicht (post)beamtenspezifisch kriminellen Unrechtsfllr
ist. Denn zum einen sind Nebenfolgen nach § 45 StGB gegenüber allen Maßnahmen gegenllber
"Amtsträgem" zulässig. Auch müssen derartige Personen, wenn sie keine Bediensteten
(Bundes-)Beamte sind , jedenfalls oftmals eine fristlose Kündigung i. S. v .
§626 BGB gewärtigerr", Zum andern treffen Verlust und Aberkennung
der Amtsfähigkeit auch die Angehörigen von manchen freien Berufen,
z.B. Rechtsanwälte oder Steuerberater'Lsowie ganz allgemein die in
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen beschäftigten Personen. Da-
her kämen sie selbst im Hinblick auf Mitglieder der Vorstände und der
Aufsichtsräte der drei DBP-Unternehmen in Betracht (vgl. § 12 Abs. 3
bzw. § 19 Abs. 4 S.l PostVerfG)32.
1 Vgl. Stollberg , in:Das Personalwesenbei der Deutschen Bundespost, Teilband1 (1986) 3 (lOL).
2 Vgl. Wiese. Beamtenrecht (3. A . 1988) 123 und 169.
3 Dazu l arassti'ieroth , GG-Kommentar (1989) Art . 14/Rdnr. 8.
4 Ebd ., Rdnr. 10; Wiese (Anm. 2) 8f. .
5 Eingehend Gün ther, ZBR 1985, 32 lff. ; s. ferne r BayVGH, BayVB I. 1988,63O f.
6 Krit . Köhler/Ratz , BDO-Kommentar (1989) § 5IRdnr . 5.
7 Es gibt sie derzeit nicht;s. Meyer, in:ErbslKo hlhaas , Strafrechtliche Nebengesetze . § 2 OrdensGI
Anrn. l.d).
8 Köhler/Rau (Anm. 6) § lllRdnr. 3.
9 Vgl. ebd ., Rdnr. 5; ferner Thiele, DVP 1988, 171 (1974) .
10 Hierzu etwa Arndt, in: Steiner (H rsg.}, Beson deres Veraltungsrecht (3. A . 1988) 70S (766 ff.) ;
Stober, Wirtschaftsverwaltungsrecht (6. A. 1989) 182ft.
11 Vgl. Köhler/Ratz (Anm. 6) A .lII. , l06 f. ; Wiese (Anm. 2) 142f.
12 Vgl. Drehert'Iröndle, SIGB-Kommentar (44. A . 1988) § lIlAnm. 3.
13 Köhler/Ratz (Anm . 6) Einf. 11.. 75f.
14 Näh er Wiese (Anm. 2) 136ff.
15 Zum Außenverhältnis gegenüber dem Bürger s. § 14 5.1 BBG, und dazu Müss;g. ArchPF 1989,
181 (185).
16 Ersatzfreiheitsstrafe gern. §43 StGB erfülltdiese Voraussetzung nicht;s. GKOD , K §48/Rdnr. 6; .
Battis, BBG·Kommentar , 1980, §481Anm.3.a).
17 Dreher/Tröndle (Anrn .12)§56g1Anrn . I.
18 Hier liegt freilich kein reines Fahrlässigkeitsdelikt mehr vor; s. DreherlTröndle (Anm. 12) § 971
Anrn.1.
19 Zu den Voraussetzungen vgl. JarasslPierorh (Anm. 3) Art . 18/Rdnr. 3f.
20 Vgl. Drehetl'Tröndle (Anm. 12) §45IAnm. 2.A.; Stree, in: SchönkelSchröder . StGB·Kommentar
(23. A . I988)§ 45IRdnr .7.
21 Stree (vo rige Anm.) Rdnr. 6 . .
22 Vgl. Dreher/Tröndle (Anm. 12) § 45/Anm. . C.• § 45b/Anm. I. .
23 Undeutlich insoweit Stree (Anm. 20) Rdnr.l0; s.a. Bauis (Anm.16) §481Anm. 3.c) ; GKOD
(Anrn. 16) § 481Rdnr. 8.
24 Dreher/Tröndle (Anrn . 12) Anm. zu § 92a .
25 Ebd., Anrn . zu § 358; s.a. Cremet , in: Schönke/Schröder (Anm . 20) § 3581Rdnr . 5.
26 Vgl. Köhler/RalZ (Anrn . 6) §25IRdnr. 3 f.
27 Vgl. Dreher/Tröndle (Anrn . 12) § 354/Anrn. 4.
28 Ebenso Dreher/Tröndk (Anrn . 12) § 45/Anrn. 3. B. ; Stree, in: Schönke/Schröder (A nm . 20) § 45/
Rdnr.4.
29 S. neuerdings BGHSt35, 148ft. ; BGH. NJW 1989, 2900.
30 Vgl. H. MüHer, in: Das Personalwesen (Anrn. I ) 145 (194) .
31 Vgl. Dreher/Tröndle (Anrn. 12) §45/Anrn . 2. A .; ferne r Stree, in: Schönke/Schröder (Anrn.20)
§ 45lRdnr. 8.
32 Stollberg, in: Das DeutscheBundesrecht. Erl.zu§ 19 PostVerfG,44. 0
•Persönlichkeit ist die dynamisch e Organisation derjenigen psy chophysischen Systeme im
Individuum, die sein charakteristisches V erhalten und Den ken determinieren . " (AlIport)
